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§64
(1) Bei Bestrafung wegen mehrfacher Gesetzesver­

letzung hat das Gericht eine Hauptstrafe auszusprechen, 
die dem Charakter und der Schwere des gesamten straf­
baren Handelns angemessen und in einem der ver­
letzten Gesetze angedroht ist.

(2) Das Mindestmaß einer Freiheitsstrafe wird durch 
die höchste Untergrenze und ihr Höchstmaß durch die 
höchste Obergrenze der in den angewandten Gesetzen 
angedrohten Freiheitsstrafen bestimmt.

(3) Erfordern bei einer Verurteilung wegen mehrerer 
Straftaten (Tatmehrheit) der Charakter und die Schwere 
des gesamten strafbaren Handelns eine schwerere Frei­
heitsstrafe, als es die höchste Obergrenze zuläßt, kann 
das Gericht diese überschreiten, jedoch nicht um mehr 
als die Hälfte. Das gesetzliche Höchstmaß darf nicht 
überschritten werden.

(4) Bei Verurteilung zu Freiheitsstrafe wegen einer 
Handlung, die vor einer früheren Verurteilung began­
gen wurde, ist nach den Absätzen 1 bis 3 eine neue 
Strafe festzusetzen, sofern eine bereits verhängte Frei­
heitsstrafe noch nicht vollzogen, verjährt oder erlassen 
ist.

4. K a p i t e l
Besonderheiten der strafrechtlichen 

Verantwortlichkeit Jugendlicher

§65
Strafrechtliche Verantwortlichkeit Jugendlicher

(1) Jugendliche sind unter Beachtung der besonderen 
Bestimmungen dieses Gesetzes strafrechtlich verant­
wortlich.

(2) Jugendlicher im Sinne der Strafgesetze ist, wer 
über vierzehn, aber noch nicht achtzehn Jahre alt ist.

(3) Bei der Feststellung und Verwirklichung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit eines Jugendlichen sind 
seine entwicklungsbedingten Besonderheiten zu berück­
sichtigen und Maßnahmen einzuleiten, um die Erzie­
hungsverhältnisse des Jugendlichen positiv zu gestalten 
und seine Persönlichkeitsentwicklung und sein Hinein­
wachsen in die gesellschaftliche Verantwortung wirk­
sam zu unterstützen.

§66
Schuldfähigkeit

Die persönliche Voraussetzung für die strafrechtliche 
Verantwortlichkeit eines Jugendlichen (Schuldfähigkeit) 
ist in jedem Verfahren ausdrücklich festzustellen. Sie 
liegt vor, wenn der Jugendliche auf Grund des Entwick­
lungsstandes seiner Persönlichkeit fähig war, sich bei 
seiner Entscheidung zur Tat von den hierfür geltenden 
Regeln des gesellschaftlichen Zusammenlebens leiten zu 
lassen.

Absehen von der Strafverfolgung bei Vergehen
§67

(1) Der Staatsanwalt oder die Untersuchungsorgane 
sehen von der Strafverfolgung ab, wenn das Vergehen 
nicht erheblich gesellschaftswidrig ist und zur Über­
windung der sozialen Fehlentwicklung des Jugendli­
chen von derrOrganen der Jugendhilfe notwendige und 
ausreichende Erziehungsmaßnahmen eingeleitet worden 
sind oder nach Beratung eingeleitet werden.

(2) , Der Staatsanwalt und die Untersuchungsorgane 
können von der Strafverfolgung absehen, wenn unter

den Voraussetzungen des Absatzes 1 durch andere staat­
liche oder gesellschaftliche Erziehungsträger, insbeson­
dere Betriebe oder Schulen, bereits ausreichende Er­
ziehungsmaßnahmen eingeleitet worden sind.

§68
Unter den Voraussetzungen des § 67 kann das Gericht 

von der Durchführung eines Verfahrens absehen, wenn 
bereits ausreichende Erziehungsmaßnahmen eingeleitet 
worden sind.

§69
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 

Jugendlicher
(1) Als Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwort­

lichkeit werden bei Jugendlichen angewandt:
— Beratung und Entscheidung durch ein gesellschaft­

liches Organ der Rechtspflege;
— Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht;
— Strafen ohne Freiheitsentzug;
— Jugendhaft;
— Einweisung in ein Jugendhaus;
— Freiheitsstrafe.

(2) Für die Anwendung von Zusatzstrafen gelten die 
allgemeinen Bestimmungen dieses Gesetzes mit den 
nachfolgenden Besonderheiten.

(3) Die Aufenthaltsbeschränkung kann bei einem Ju­
gendlichen angewandt werden, wenn seine weitere 
Erziehung im bisherigen Lebenskreis nicht gesichert, 
das Fernhalten von bestimmten Orten erforderlich und 
gleichzeitig eine ordnungsgemäße Unterbringung und 
Erziehung an dem vorgesehenen Aufenthaltsort ge­
währleistet ist. Das Gericht hat von der Aufenthalts­
beschränkung das für den bisherigen Wohnort des Ju­
gendlichen zuständige Organ der Jugendhilfe zu be­
nachrichtigen.

(4) Das Verbot bestimmter Tätigkeiten (§ 53), die Ver­
mögenseinziehung (§ 57) und die Aberkennung staats­
bürgerlicher Rechte (§ 58) finden für Jugendliche keine 
Anwendung.

§70
Auferlegung besonderer Pflichten durch das Gericht 

bei Vergehen
(1) Das Gericht kann dem Jugendlichen besondere 

Pflichten auferlegen, wenn diese unter Berücksichtigung 
der Schwere des Vergehens, der Lebens- und Erzie­
hungsverhältnisse des Jugendlichen und seiner morali­
schen und geistigen Entwicklung ausreichen, um seine 
Bewährung in der Gesellschaft durch eigene Leistungen 
zu sichern und seine Persönlichkeitsentwicklung durch 
sinnvolle, kontrollierbare Anforderungen zu fördern.

(2) Als Pflichten können insbesondere allein oder mit­
einander verbunden auferlegt werden:
— Wiedergutmachung des Schadens durch eigene Lei­

stung im Einverständnis mit dem Geschädigten;
— Durchführung gesellschaftlich nützlicher Arbeiten 

von mindestens 5 bis höchstens 25 Stunden in der 
Freizeit (Freizeitarbeit);

— Bindung an den Arbeitsplatz für eine Dauer bis zu 
zwei Jahren;

— Aufnahme oder Fortsetzung eines Lehr- oder Aus­
bildungsverhältnisses.

(3) Kollektive der Werktätigen, befähigte und geeig­
nete Bürger oder die Erziehungsberechtigten können für 
die Erfüllung der Pflichten durch die Jugendlichen bür-


